
\
Bundessozialgericht

\

2 RU27/87
Im Namen des Volkes

\
i

Verkündet am [theil
27. Oktober 1987

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g en

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ...,... ............ .,

{

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 27. Oktober 1987

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

/
Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 22. Oktober 1986

aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Der freiberuflich tätige Tierarzt Dr. H. war seit Sommer

1961 für das Veterinäramt des Kreises D. im Rahmen der Tuber-

kulinisierung der Rindviehbestände tätig, wodurch er sich eine

Tuberkulose zuzog. Der Kläger gewährte ihm durch Bescheid vom

24. Juli 1968 wegen einer produktiv-cirrothischen Lungentuber-

kulose beiderseits (Berufskrankheit nach Nr 38 der Anlage zur

Sechsten Berufskrankheiten—Verordnung vom 28. April 1961 -BGBl I

SOS-), die er sich im Unternehmen Landratsamt D. zugezogen

habe, Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 80 vH. Nachdem

Dr. H. am 9. Jui 1982 an den Folgen der Berufskrankheit

gestorben war, gewährt der Kläger dessen Witwe E. ' H.

durch Bescheid vom 23. November 1982 als vorläufige Leistungen

(5 1735 Reichsversicherungsordnung -RVO-‚ % M3 des Sozialgesetz-

buches, Allgemeiner Teil -SGB 1-) Witwenrente‚ Uberbrückungshilfe

und Sterbegeld. Der Kläger vertrat nunmehr die Auffassung, nicht

er, sondern die Beklagte sei der
zuständige

Versicherungsträger.

Die Beklagte hat ihre Zuständigkeit verneint.

Der freiberuflich tätige Tierarzt Dr. M. führte für das Ve-

terinäramt des Kreises B. -P. Maul— und Klauenseucheimp—

fungen durch. Babei wurde er am 1%. Februar 198% von einem Bul-

len angegriffen und verletzt. Der Kläger gewährte ihm durch Be-

scheid vom 21. August 1980 wegen der Unfallfolgen eine Gesamt-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3-

vergütung für die Zeit vom 5. Mai 1980 bis 30. April 1981, der

eine unfallbedingte MdB von 20 bzw 10 vH zugrunde lag. Der Kläger

vertrat die Auffassung, nicht er, sondern die Beklagte sei der

zuständige Versicherungsträger. Die Beklagte hat ihre Zuständig-

keit verneint.

1

Der freiberuflich tätige Tierarzt Dr. A. führte ebenfalls

für das Veterinäramt des Kreises B. «P. Maul— und Klauen-

seucheimpfungen durch. Dabei wurde er am 6. März 1982 von einem

Bullen angegriffen und verletzt. Der Kläger gewährte ihm deswegen

Heilbehandlung und Übergangsgeld. Die Beklagte hat ihre Zustän-

digkeit verneint.

1
Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat die Klage des Klägers festzu-

stellen, daß die Beklagte der zuständige Unfallversicherungsträ-

ger für die Erkrankung des Tierarztes Dr. H. , den Unfall des

Tierarztes Dr. M. sowie den Unfall des Tierarztes

Dr. A.
‘

ist, und die Beklagte zu verurteilen, ihm die ge-

währten Leistungen zu ersetzen, abgewiesen (Urteil vom

17. September 1985). Die Tierärzte seien bei ihren Tätigkeiten

für die Veterinärämter wie in einem Beschäftigungsverhältnis bei

den Veterinärämtern stehende Versicherte tätig gewesen (5 539

Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVG). Dafür sei der Kläger der zuständige

Unfallversicherungsträger. Auf die Berufung des Klägers hat das

Landessozialgerioht (LSG) Rheinland-Pfalz das erstinstanzliche

Urteil geändert und antragsgemäß festgestellt, daß die Beklagte

der zuständige Unfallversicherungsträger für die Erkrankung bzw

die Unfälle der drei Tierärzte sei (Urteil vom 22. Oktober
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1

1986). Die Tierärzte seien bei ihren Tätigkeiten für die ii£äé

Veterinärämter im Rahmen ihrer nach % 539 Abs 1 Nr 7 RVO ver- g

sicherten freiberuflichen Tätigkeit gegen Arbeitsunfall ver-

sichert gewesen. Zu den Tätigkeiten im Veterinärwesen gehöre auch

die vorübergehende, veterinärpolizeiliche Staatsheilkunde; sie

seien nicht auf die rein kurative Tiermedizin beschränkt. Die

Tierärzte seien dabei nicht in einem wirtschaftlichen Abhängig-

keitsverhältnis zu den Behörden tätig gewesen, sondern hätten

eine Vergütung nach der Zahl der geimpften Tiere erhalten, womit

alle Unkosten abgedeckt worden seien.

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten hat das Bundes-

sozialgericht (BSG) die Revision zugelassen (Beschluß vom

23. April 1987
_ 2 BU 192/86 -).

1 i
Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und wie folgt be-

gründet: Sie sei in den Fällen der vorliegenden Art nicht für die

an sich ihrem Versicherungsschutz unterstellten Tierärzte zu—

ständig. Es gehöre nicht zu den allgemeinen, ständigen und re-

gelmäßigen Aufgaben einer Tierarztpraxis, für behördliche Auf-'

traggeber Tierseuchenmaßnahmen vorzunehmen oder sich durch Be-

hörden zu solchen einsetzen zu lassen. Im vorliegenden Fall seien

die drei Tierärzte im Rahmen der allgemeinen Tierseuchenbekämp-

fung von einer staatlichen Behörde, nämlich der örtlich zustän—

digen Kreisverwaltung, zu Tierseuchenbekämpfungsmaßnahmen heran—

gezogen und damit in den Bereich und Betrieb derselben weisungs—

verpflichtet eingegliedert werden. Es erscheine sinnwidrig, den

Versicherungsschutz dem für die Kreisverwaltung zuständigen Un-
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1

fallversicherungsträger zu entziehen und ihn ihr zu überlassen,

die für die normale Tierarztpraxis zuständig sei. Zudem sei sie

der Ansicht, daß eine Entscheidung über die Zuständigkeit nicht

ohne Beiladung der betreffenden Tierärzte erfolgen könne.

Die
Beklagte

beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Landessozial—

gerichts
Rheinland-Pfalz vom 22. Oktober 1986

die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts

Koblenz vom 17. September 1985 zurückzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an
die Vorinstanz zurückzuverweisen.

\

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Das LSG habe nach seiner Auffassung den Versicherungsschutz für

Tierärzte, die zur staatlichen Tierseuchenbekämpfung mit Einzel-

verträgen herangezogen worden seien, zu Recht durch die Beklagte

für gegeben erachtet.

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und insofern begründet,

als das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen ist.
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Die Zurückverweisung ist geboten, weil gemäß % 75 Abs 2 Alterna-

tive
1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) die Beiladung der Witwe

E. H. sowie der Tierärzte Dr. W. und Dr. A.

erforderlich war. Das Unterlassen einer notwendigen Beiladung

nach % 75 Abs 2 Alternative 1 SGG ist - unabhängig von der hier

vorliegenden Rüge der Beklagten - bei einer zulässigen Revision

von Amts wegen als Verfahrensmangel zu beachten (BSG SozR 1500

575N1" 1).
- 1

Nach % 75 Abs 2 Alternative 1 SGG sind Dritte beizuladen, wenn

sie an dem streitigen Rechtsverhältnis derart beteiligt sind, daß

die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen

kann.

Bei der Klage gleichgeordneter Rechtsträger auf Feststellung, wer

von ihnen der zuständige Versicherungsträger ist, handelt es sich

um eine Feststellungsklage gemäß % 55 Abs 1 Nr 2 SGG. Das gilt

insbesondere, aber nicht nur für Fälle der Zuwendung vorläufiger

Leistungen gemäß 5 1735 RVO und 5 H3 SGB 1 (vgl BSGE 15, 52;

s auch BSG-Urteil vom 13. Dezember 1984 - 2 RU ü7/8U _); An der

von dem Kläger begehrten Feststellung, daß die Beklagte der für

die Entschädigung der Witwe des Tierarztes Dr. H. sowie der

Tierärzte Dr. M. und Dr. A. zuständige Unfallversiche-

rungsträger ist — das ist das zwischen dem Kläger und der Be-

klagten streitige Rechtsverhältnis - sind die Witwe und die

beiden Tierärzte derart beteiligt, daß die Feststellung auch

ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann.
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Bezüglich der beiden Tierärzte Dr. M. und Dr. A. , die

-

ander;
als die Witwe des Tierarztes Dr. H. - keine

laufenden Leistungen beziehen, könnte auf eine Beiladung nur dann

verzichtet werden, wenn der Kläger insoweit gegen die Beklagte

lediglich Erstattungsansprüche hinsichtlich der ihnen in der

Vergangenheit gewährten Leistungen (Dr. M. : 14.960,09 DM;

Dr. A. : 7.385,18 DM) geltend machen würde. Eine erfolg—

reiche Leistungsklage hätte allerdings keine Rechtskraft bezüg-

lich der Zuständigkeit der Beklagten wegen etwaiger künftiger

Leistungen, falls solche überhaupt noch in Betracht kommen, was

dem angefochtenen Urteil nicht zu entnehmen ist. Eine ent-

sprechende Änderung der Klage - von der Feststellungsklage zur

Leistungsklage - kann jedoch im Revisionsverfahren nicht erfolgen

(5 168 SGG), sondern erst nach Aufhebung des angefochtenen Ur—

teils und Zurückverweisung der Sache an das LSG.

Eine Kostenentscheidung entfällt (% 193 Abs 4 SGG).
1
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